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Es sind vor allem die Lädeli, Bä-
ckereien,CafésundRestaurants,
die eine Stadt attraktiv machen.
Die kleinen, selbstständigen Be-
triebe sind jedoch besonders
stark gefährdet, wenn in ihrer
Strassegebautwird.AlexEbiwill
diesen Unternehmen unter die
Arme greifen, wenn ihre Kund-
schaft die Eingangstür nicht
mehr findet vor lauter Baggern,
Gräben und Abschrankungen.
Doch Ebis Ansinnen stösst bei
der Basler Regierung auf taube
Ohren. Sie sagt, es gebe schon
Unterstützungsangebote. Und
diewürden genügen.

AlexEbi sitzt fürdieLDP im
Grossen Rat. Dort hat er eine
Motion eingereicht, in der er
die Schaffung eines kantonalen
Unterstützungsfonds fordert,
vorerst probeweise für zwei
Jahre. Ladengeschäfte und
Restaurationsbetriebe, die von
einer Baustelle stark betroffen
sind, könnten so finanziell ent-
lastet werden, «schnell, unbü-
rokratisch und wirkungsvoll»,
wie Ebi schreibt. 45 Grossrätin-
nen undGrossräte, fast das hal-
be Kantonsparlament, haben
den Vorstoss unterzeichnet.
Die Motion wurde bei der Be-
handlung im vergangenen No-
vember mit 92 Ja- gegenüber 1-
Nein-Stimme überwiesen.
Trotz dieses überwältigenden
Supports will die Exekutive
nichts von solch einem Fonds
wissen.

Die Basler Regierung emp-
fiehlt, Ebis Motion nicht zu
überweisen. Und schlägt auch
keine Alternative vor. «Die Ein-
führung einer neuen, über den
bestehenden Rechtsrahmen hi-
nausgehenden Unterstützungs-
praxis würde neue Probleme
schaffen, wäre nicht nieder-
schwellig realisierbar und wür-
de (je nach Finanzierungsmo-
dell) zu einer erheblichen Stei-

gerung der Baukosten führen»,
heisst es in der regierungsrätli-
chenAntwort.

AuchMcDonald's hätte
Beiträge zugute
Ein Hauptproblem ist laut Re-
gierung, dass man jeden Fall
einzeln prüfen müsse. Ein
Giesskannenprinzip sei nicht
sinnvoll. Ebensowenig könne
man nur Kleinbetriebe und lo-
kale Ladenbetreiberinnen und -
betreiber berücksichtigen. Man
müsse «alle betroffenen Unter-
nehmen gleich behandeln, ob
Grossunternehmen oder Quar-
tierrestaurant», hält der Regie-
rungsrat fest. Und begründet
das mit dem Gleichbehand-
lungsgebot und der Wirt-

schaftsfreiheit. Sprich: Auch
Migros, Starbucks und Burger
King könntenGeld abholen.

Was die Basler Regierung
ebenfalls zur Disposition stellt,
sind die Kosten. Käme das Geld
für den Fonds aus dem Budget
des betreffenden Bauprojekts,
würde das Bauen erheblich ver-
teuert. Nicht zuletzt seien häu-
fig auchdie IndustriellenWerke
Basel (IWB) und die Basler Ver-
kehrs-Betriebe (BVB) involviert.
Esdrohten«schwierigeAbgren-
zungsfragen».

Bereits heute können Läden
und Gastrobetriebe Unterstüt-
zung verlangen. So erlässt der
Kanton etwa Restaurants, die
nichtmehr rausstuhlen können,
die Allmendgebühren. Auch

werde frühzeitig informiert.
Entschädigungen gibt es aber
nur dann, wenn ein Betrieb
übermässige Einschränkungen
über einen längeren Zeitraum
nachweisen kann. Der Regie-
rungsrat gesteht zwar ein, dass
die Hürden für solche Zahlun-
gen hoch seien – doch es gelte
der Grundsatz, Bauarbeiten der
öffentlichen Hand seien
«grundsätzlich entschädi-
gungslos zu dulden».

DieObergrenzewäre
nichtmöglich
Alex Ebi ist von der Antwort des
Regierungsrats enttäuscht: «Ich
finde es schade, dass er keineAl-
ternativen aufzeigt. Schliesslich
wurde die Motion fast einstim-

migüberwiesen–einstarkesZei-
chen!» Für ihn sei klar, dass es
nicht um Unterstützung für Ket-
ten gehe, sondern um einen Zu-
stupf für denCoiffeur, den Beck,
das Beizli. «In einem früheren
Vorstoss hatte ich deshalb eine
Obergrenze beim Umsatz drin,
bis zu der man Geld erhalten
würde. Doch die Regierung mo-
nierte damals, das würde gegen
das Gleichbehandlungsgebot
verstossen.»EbisMotionkönnte
schon am Mittwoch im Grossen
Rat behandelt werden. Sämtli-
che Fraktionen unterstützen sie
– ausser eine.

Die SP empfiehlt, den Vor-
stoss ineinenwenigerverbindli-
chen Anzug umzuwandeln.
Dann hätte der Regierungsrat
zwei Jahre Zeit, zu prüfen und
zu berichten. SP-Grossrätin Mi-
chela Seggiani sagt, der Antrag
ihrerFraktionhabenichtsdamit
zu tun, dass man die Idee eines
Entschädigungsfonds nicht
mehr unterstütze. Aber: «Der
Regierungsrat hat die Probleme
einer Umsetzung aufgezeigt,
und aus unserer Sichtmüsste er
nun nochmals einen Vorschlag
ausarbeiten. Ein Durchzwän-
gen in der Form als Motion er-
gibt aus unserer Sicht keinen
Sinn.» Sie kennt die Materie
bestens: Sie hat eng mit Ebi bei
der Formulierung der Motion
zusammengearbeitet und ist
Zweitunterzeichnerin. «Darum
werde ich mich bei der Abstim-
mung enthalten.»

Laut Ebi zeigen Beispiele
aus anderen Städten, dass man
durchaus Handhabe hätte, dem
Gewerbe stärker zu helfen: «In
Lausanne erhalten betroffene
Läden und Cafés die Hälfte der
Miete erstattet, die Obergrenze
ist bei 3000 Franken proMonat
gedeckelt. Ketten können keine
Unterstützung anfordern. Of-
fenbar funktioniert dieses Sys-
tem – in Basel will man aber
nichts davonwissen.»

BenjaminWieland

«Es würde
zu einer
erheblichen
Steigerung
derBaukosten
führen.»

Regierungsrat
in der Anwort auf den Vorstoss

Mit der Grundsteinlegung hat
amMontag der Bau der Primar-
schule Walkeweg begonnen.
Wie das Erziehungsdeparte-
ment (ED) und das Bau- und
Verkehrsdepartement mittei-
len, ist die Schule Teil der Ent-
wicklung des neuen Quartiers
Walkeweg zwischen Wolfgot-
tesacker und der S-Bahn-Halte-
stelleDreispitz. In dennächsten
Jahren soll dort ein Stadtteil für
rund 650Menschen entstehen.

Suche nachneuem
K&A-Standort läuft
Die Schule wird 18 Klassen um-
fassen, zwei Kindergärten, eine
Betreuung für Kinder nach dem
Unterricht sowie zwei Turnhal-
lenundeineAula.DieBauarbei-
ten dauern voraussichtlich bis
2028. Der Schulbetrieb soll im
Schuljahr 2028/29 starten. Die
Kosten liegen laut Medienmit-

teilung der Erziehungsdeparte-
ments (ED) bei rund 56 Millio-
nen Franken.

Mit der Grundsteinlegung
naht auch das Ende der Kon-
takt- und Anlaufstelle (K&A)
Dreispitz. Im Frühling 2024 gab
der Regierungsrat bekannt,
dass das Angebot für Süchtige
weichen muss: «Die mit den

städtebaulichen Entwicklungen
der Areale Dreispitz Nord und
Walkeweg und insbesondere
mit den Zugangswegen zu Kin-
dergarten und Schulgebäude
verbundenen Herausforderun-
gen,macheneinenErsatzstand-
ort notwendig.» Die Regierung
reagierte damit auf eineMotion
der damaligen LDP-Grossrätin

Zara Zatti und Andri Mahler

Nicole Kuster, welche eine Ver-
legung der K&A forderte. Sie
sorgte sich um das Sicherheits-
gefühl der Kinder, wenn sie auf
dem Schulweg mit Süchtigen
konfrontiert werden.

Bereits seit dem Sommer
2023, also seit bald drei Jahren,
ist die Arbeitsgruppe «Stand-
ortsuche» mit der Suche nach

einem geeigneten Ort für die
K&A beschäftigt. Gefunden
wurde bis anhin nichts. «Die
vertieftePrüfungmöglicherEr-
satzstandorte ist im Moment
noch in Arbeit», schreibt das
zuständige Gesundheitsde-
partement auf Anfrage der bz.
Die Zeit drängt: Sollte die Su-
che bis zur Fertigstellung des
Schulhauses 2028 nicht erfolg-
reichsein,müsstenbegleitende
Massnahmen für die Kinder
und Jugendlichen konzipiert
werden.DieRegierungkündig-
te bereits im Frühling 2023 den
Einsatz einer interdeparte-
mentaleArbeitsgruppean,wel-
che diese Massnahmen konzi-
pieren soll.

In Basel gibt es neben der
K&A Dreispitz eine weitere am
Riehenring. Die Frage, wo die
Angebote untergebracht wer-
den sollen, führt immer wieder
zu Reibereien. Anwohnerinnen
und Anwohner des Erlenmatt-

quartiers beklagen sich etwa
über Littering, Drogenkonsum
und Diebstahl im Umfeld der
K&ARiehenring.

Schulhaus ausHolz
undLehm
Die geplante Schulanlage Wal-
keweg wird aus drei Gebäuden
bestehen: einem Klassentrakt,
einem Gebäude für Betreuung
und einem Haus mit Aula und
Musikräumen. Zusammen bil-
den sie einen geschützten Pau-
senhof. Teile der Anlage wie
Pausenflächen und Dachberei-
che sollen ausserhalb der Schul-
zeit öffentlich zugänglich sein.

Für das Schulhaus werden
vor allem Holz und Lehm ver-
wendet. Die Energie liefert
unter anderemeine Photovolta-
ikanlage, geheizt und gekühlt
wirdmitErdsonden.Regenwas-
serwirdgesammeltundwieder-
verwendet, etwa für Toiletten
oder die Bewässerung.

Wenn Läden stark unter Baustellen leiden, sollen sie Geld aus einem Fonds erhalten, fordert ein LDP-Grossrat. Bild: Katja Schmidlin

So soll das Schulhaus aussehen. Die Bauarbeiten dauern bis 2028. Visualisierung: Aequipe GmbH

Kein Geld für baustellengeplagte Lädeli
Die Basler Regierung hält nichts von einem neuen Fonds für Läden und Cafés, die unter Bauarbeiten leiden.

Baubeginn der Schule Walkeweg, baldiges Ende des Fixerstüblis
DieAnlage für 18Klassen soll 2028denSchulbetriebaufnehmen.Bisdahinmuss auchdieAnlaufstelle für Süchtige aufdemDreispitzweg sein.


